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Wepfall der Geschiftsgrundlage bei Abfindung
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werblichen Arbeitnehmer der Baverischen Metallindustrie
vom 1. Dezember 1973 § 17
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5 AZR 99/88
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9 Sa 52/87 Baden-Wiirttemberg
Im Namen des Volkes!

Verkiindet am
b, April 1990

Clobes, Urteil
Amtsinspektor

als Urkundsbeamter In Sachen

der Geschdftsstelle

&
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N P eLg §§

hat der Fiinfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund

der miindlichen Verhandlung vom U4. April 1990 durch den
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Yorsitzenden Richter Prof., Dr,. Thomas, die Riehter
Dr, Gehring und Dr, Olderog scwie die ehrenamtlichen

Riohter Arntzen und Kessel fiir Fecht erkannt:

1

oW

tie Revision des agten gesen das Urteil des
andesarbeitsgerichts Baden-Wirttemherg veom
6. Dezember 1487 « 3 3a v7/d - wird zuriickpe-
i

Iy

L
i
wiesean,

2. Uer Beklaghe hat die Kosten der Revision zu
Lragen,

Y o n Reaohts we geaen

Das Arbeitsamt hat die Kligerin als ehemalige Arbeitgzeberin
des Beklagten pemdf 3§ 128 AFG auf Erstattung von Arbeitslosenegeld
in Anspruch gencommen. Die Parteien streiten dariiber, ob der ¥ld-

perin gegen den Beklagten ein Rickzahlungsanspruch aus einer ihm

gewihrten Ablindung zusteht,

der am 1. Juli 1926 geborene Reklagte war bei der Kligerin
vom 15, Auegust 1950 his zum 37. Jull 1984 peschédftigt. Die Kid-
gerin ist ein Tochierunternehmen der B A,
Niese vereinbarte am b, Juli 19873 mit dem Lonzernbetriebsrat eine
Friilhpensiconierungsregeiung, die auch fiir den Betrieb depr Klidgerin
galt. Diese Repgelung betrifft Arbeitnehmer, die nach Vollendung
des 57,, aber vor ¥Yollenduns des 58, Lebensjahres ausscheiden,

ieht auch bBrbejitnehmer ein, die erst

]

Eine Frginzungsregeliung
nach Vollendung des 58, lLsbensjahres ausscneiden., In der Be-

triebsverseinbarung neilt ss eingangs:
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"7iel der Hegeluneg ist die soziale Absicherunsg
der Betrietsangendrigen, die (naech VYVolienduneg
ihres 57. Lebensjahres abpr) vor Vollendung des
58, Lmbenﬂgahpes ausscheiden wollen und nach
Vollendung des 60. Lebensjahres vorgezogenes
Altersruhegeid heziehen kénnen,"

Weiter ist gerecgelt:

1. Persdnlicher Geltungsbereich

G AL D M GI R WG KM WKL A S TS TS DOR TIOH RS WM AN KD WG WGV (G G SHD AEN S0 B AN WIS SRR DA

2. Leistungsn nach dem Ausscheiden

2.1 Wihrend der 7Zeit nach dem fusscheiden wird
h#ichatens bis zum 680. Lebensjahr eine Zu-
wendung in Héhe von B% Prozent des Netto-
jahresverdienstes gewihrt {Grundbetrag der
Abfindune). Das Arbeitslosengeld (nach der
Leistungsgruppe entsorechend der jeweiligen
Steuerklasse) wird hierauf angerechnet, nicht
jedoeh Arbeitslosenbilfe,

2.6 Die Abfindung - der Grundbetraeg der Abfindung,
der Ausgleichmhetrag sowie der Steigerungs-
betrag - wird im Rahmen der Stever- /Sozial-
versicherungsbest immungen lohnsteuer- bzw.
sozialversicherungsfrei geuwihrt, Die Abfin-
dung wird entsprechend dem beigefiigten Berech-
nungsbogen ermittelt und grundsidtzlich in
einem Retrag ausgezahlt.

im Rahmen der Frihpensionierungsregeiung schlof die Kligerin

mit dem damals 57 Jahre alten Beklagten an 5. Januar 1984 sinen

Aufhebungsvertrar zum 21, Juli 1984 mit folpenden Begelungen:

", Das Arbeitsverhiltnis ven Herrn W
endet auf Yeranlaszung von B GmhH

in beiderseitigem Finvernehmen am %1. Juld
1984,

2. Zum Ausgleich aller kiinftigen Nachteile durch
die Heendipung des Arbeitsverhiltnisses erhiilt
Herr W eine Abfindung in Hihe von
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(Infolge Tariferhdhune und Steuerklasseninde-
rung)

46.,000,-- DM brutto.

A
®

ie Abfindung wird entsprechend den Steuer-/
Sozialversicherungsbestimmunzen lohnsteusr-/
sozialversicherungsfrei bzw. - pflichtig mit
Besndipung des Arbeitsverhilinisses ausge-
zahlt.

b, Herr W vernflichtet sich, sich unver-
ziglich beim Arbeitsamt zu melden und den
gewmlltgmn Aufforderungen des Arbeitsamtes

chzukommen.

5. Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen
zum Rentenbezug, so insbesondere nach tblauf
eines Jahres der Arbeitslosigkeit und Voll-
endung des 60. Lebensjahres hat Herr W
einen Antrag auf Gewdhrung des vorgezogenen
Altersruhegeldes beim zustindigen Rentenver-
sicherungstriger zu stellen.

19)1() 19p JI2 ], YONY SIOMUIH

"

» 0 & @

Die Hohe der Abfindung wurde in einem Berechnungshbogen er-
mittelt., Ausgehend von 85 % des Nettomonatsverdienstes wurde ein
Betrag fir 24 Monate errechnet. Davon wurde Arbeitslosengeld nach
der Steverklasse III/0 flir 44 Wochen {je 360,-- DM) abgesetzt.
Der sieh daraus ergebende Crundbetrag der Abfindung von 41.226,72
DM wurde um den Arbeitgeberzuschul zur Krankenversicherung
{4,778, -~ DM) erhs8ht, so daR sich der Gesamtbetrag der Abfindung
auf 46.000,-- DM stellte. Der Berechnungsbogzen wurde dem Beklag-

ten vor Abschluf des Aufhsbungsvertrages erliutert.

Die Kldgerin zahlte im Juli 198Y einen Teilbetrag der Abfin-

dung in HBhe von 36.000,-- DM, Nach seinem Ausscheiden meldete

sich der Beklagte arbeitslos und bezog vom 20. November 1984 bis
zum 30, Juni 1986 Arbeitslosengeld. Durch das Arbeitsférderungs-

und Rentenversicherungs~finderungsgesetz vom 20. Dezember 1684
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{BGB1. I 8., 17T13) wurde der Anspruchszeitraum fiir den Bezug von
Arbeitslosengeld von 12 auf 18 Monate verlingert. Aufgrund dieser
Gesetzesinderung erhielt der Beklagte Arbeitslosengeid iiber den
25. September 1985 hinauzs. Mit Schreiben vom 12. November und von
. Dezemher 1985 machte das Arbeitsamt segeniiher der Kldgerin die
Frstattung von Arbeitslosengeld sowle die Beitridge zur gesetz-
liehen Xranken- und Rentenversicherung gemidf § 128 AFG fiir den

Beklagten geltend, und zwar flir den Zeitraum vom 1. Juli bis zum

30. November 1385 in Hohe von 10.418,90 DM. Die Kligerin zahlte

am 19. Dezembar 1985, Mit weiteren Schreiben vom 5. Mai und vom

25. September 1986 verlangte das Arbeitsamt auch Erstattung fiir

19)1() 19p JI2 ], YONY SIOMUIH

den Zeitraum vom 1., Dezember 1085 bis zum 28. Juni 1986, Flir die~

se Zeit hat die Klidgerin bis jetzt noch nichts gezahlt.

Mit Schreiben vom 29. Januar 1985 teilte die Klidgerin dem

Beklagten folgendes mit:

-
=

Grundlage der mit Ihnen getroffenen Regelung war
.a., dal Sie nach Ihrem Ausscheiden aus dem
Anstellungsverhiltnis am 37, Juli 1984 nach den
seinerzeiticgen gesetzlichen Regelunegen bis zu

bl Wochen Arbeitslosengeld (317 Tage abziiplich

g Wochen Sperre des Arbeitslosengeldes) beziehen
YGnnen, Dies wurde auch heil der Ermittlung IThrer
Abfindungszahlune beriicksichtigt (Berechnungsbogen
fir Frihpensionierungsregelung - 58er-Recelung).
Nach der Friihpensionierungsregelung wird der
Grundbetrag der Abfindung avs &5 ¢ des Nettojahres-
verdienstes srmittelt.

Nach dem Arbeitsférderungs-~ und Rentenversicherungs-
inderungsgesetz vom 20. Dezember 1684 wurde die
Héchstdauer des Anspruchs auf frbeitslosengeld um
£ Monate verlingert. Diese wesentliche Verdnderung
der beim AbschluBl des Aufhebungsverirages maRgeben-
den gesetzlichen Regelungen fiihrt u.a. dazu, daB
der Arbeitgeber der Bundesanstzlt fiir Arbeit Fr-
stattunesleistungen in Hihe des nach dem vollende~
ten 59. Lebensjahr gewdhrten Arbeitslosengeldes
zuziiglich Renten- und Krankenversicherungsbheitrigen
zu erbringen hiltte.
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Aufgrund dieser neuen Rechtslage erlauben wir uns
Inhre Abfindungssumme neu zu berechnen.
Die diesheziigliche Berechnung ersehen Sie aus der
Anlage . ™
In einem beiliegenden Schreiben berechnete die Kldgerin die
Abfindung des Beklagten neu und kam dabei zu dem Ergebnis, daB
die Abfindung im Aufhebungsvertrac um 19.173,60 DM zu hoch be=-

rechnet worden sei. Diesem neu berechneten Anspruch stellte die

Kidgerin den noch nicht ausgezahlten Abfindungsbetrag von

10.,000,~~ DM gegeniiber und forderte vom Beklagten die Zahlung der

Differenz von 173,60 DM. Der Reklagte widersprach., Spiter iiber-

wies die Kldgerin den restlichen Abfindungsbetrag von 10.000,--

1911 I9P I[I_ ], YoNY SIOMUIH

DM. Nachdem der Beklagte nicht leistete, erhob die Kldgerin Klage
wegen eines Betrages vom 15.522,72 DM, den sie spiter auf
13.721,83 DM zuriicknahm., Zwischen den Parteien herrscht Einver-
nehmen dariiber, daf dieser Betrag dem Beklagten zusidtzlich vom
Arbeitsamt zugefleossen ist und dak er in der Aufhebungsvereinba-
rung vom 5. Januar 1984 nicht vorgesehen war. Mit ihrer Klage
verlangt die Kligerin die Rilckzahlung dieses Betrages vom Beklag-

ten.

Fiir das Arbeitsverhdlinis der Parteien galt kraft beidersei-
tiger Verbandszugehdrigkeit der Manteltarifvertrag fiir die ge-
werblicnen Arbeitnehmer der Baverischen Metallindustrie vom 1.
Dezember 1673 (MTV). In dessen § 17 heifft es u., a.:

"z, {17} Anspriiche aus dem Beschiftigungsverhdltnis
sind wie folgt schriftlich geltend zu

machen:

a) Anspriiche auf Zuschidge nach $ 9 sofort,
spitestens innerhalb von 2 Monaten nach
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Abrechnung der Gehaltspericde, bei der
sie hitten abgerechnet werden miissen,

b} alle iibrigen Ansoriiche innerhald von drei
Monaten nach Inrer Falligkeit,
Die Geltendmachung ist vom Arbeitgeber schriftlich zu
hbeatitigen ...

{II1) Ist e=in Anspruch rechtzeitig erhoben worden und
lehnt der Arbeitgeber seine Erfiillung ab, so hat
der Angestellte den Anspruch innerhalb von sechs
Monaten nach Ablehnung durch den Arbeitgeber
geltend zu machen.

ey

. Protokollnetiz zu Ziff, 2:

Die Tarifvertraegsparteien sind sich dariiber einig,
dafi die Ziff. 2 sinngemifl auch fir Anspriiche des
Arbeitgebers gegeniiber dem Angestellten gilt.,F®

SS[191IN) JOP I3 ], YoNY SIOMUIH

Die Xligerin hal vorgetragen, der Rickforderungsanspruch
ergebe sich aus der Betriebsvereinbarung vom 6. Juli 1983, jederi-
falls aber nach den Regeln {iber den Wegfall der Geschiftsgrund-
lage. Widre eine fnderung des Arbeitsférderungsgesetzes bel Ab-
sehlu des Aurhebungsvertrages bekannt gewesen, so wire die fnde-
rung des Bezugszeitraumes auch im Berechnungshbogen bei der Fest-
setzung der Abfindung beriicksichtigt worden. Durch den Bezug von
Arbeitslosengeld {iber den 25. September 1985 hinaus sei der He-
klazte besser gestellt worden, als nach der Betriebsvereinbarung
vorgesehen. Der Beklagte habe durch den Bezug der Abfindung und
des Arbeitslosengeldes seit dem 26, September 1984 insgesamt
108,13 % seines bisherigen Nettojahresverdienstes ernalten.
Rechne man noch die Rentenversicherungsbeitrige fiir diesen zu-
sitzlichen Arbeitslosenpeldbezugszeitraum hinzu, so ergebe sich

sorgar ein Prozentsatz von 111,78 9. Reide Parteien seien bhei der

Unterzeichnung des Aufhebungsvertrages davon ausgegangen, daffi ein
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fnspruch auf Arbeitslosengeld fiir die Dauer von 12 Meonaten be-
stehe. Die nachtrigliche Gesetzesinderung sei fiir keine Partel
voraussenbar gewesen., Dadurch h3tten sich die tatsidchlichen Yer-
hiltnisse anders gestaltet, als sich die Parteien dies fihereine
stimmend vorgestellt hitten. Durch die Gesetzesiinderung sei f{iir
sie, die Kligerin, eine Mehrbelastune in der GréRenordnung von

fast 800.000,-- DM eingetreten.

Die Klidgerin hat beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, an sie
13.721,83 DM zuziiglich 4 % Zinsen seit
Klagezustellung zu zahlen.

1911 I9P I[I_ ], YoNY SIOMUIH

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Fr hat
vorgetragen, ein Rickforderungsanspruch stehe der Klidgerin nicht
zu., Aus dem Aufhebungsvertrag ergebe sich keine Verpflichtung zur
Anpassung an die ab dem 1. Januar 1985 geltende Gesetzeslage. Es
sei nieht Inhalt des Aufhebungsvertrages, daf er, der Kliger, bis
zur Vollendung seines 60. Lebensjahres héchstens 85 ¢ seines zu-
letzt verdienten Nettolohnes erhalten dirfe. Auch die Betriebs-
vereinbarung vom 6. Juli 1982 scheide als Anspruchsgrundlage aus.
Diese habe lediglich die Voraussetzungen festgesetzt, unter denen
nach dem Willen der Betriebspartner Arbeitsverhiltnisse aufgelist

werden sollten.

Ein Wegfall der Geschiftsgrundlage sei nicht eingetreten,
ei es richtig, dai sich die tatsdchlichen Verhdltnisse
durch die Gesetzesinderung veridndert hidtten. Dies fiihre jedoch

nicht von selbst zu einer Anpassung oder Anderung der Vertrags-

JLaW — Gesetze und Urte”e ANDROID APP ON Ava||ab|e on the
Kostenlos (mobile App) » Google'play App tore
Uber 200 Gesetze

Uber 100.000 Urteile JLaw — fiir Android JLaw — fir i0OS



https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

ahrede. Die fir eine Anderungz zu fordernde Opfergrenze sei auf
Seiten der Kldgerin durch die neue Gesetzeslage nicht er-

reicht worden.
Schlieflich hat der Beklagte die Ansicht vertreten, die Kld-
gerin habe ihre Fordesrung nicht innerhalb der tariflichen Aus-

schluffrist des § 17 Nr, 2 ©t MTV erhoben.

Das Arbeitsegericht hat die Klage abpgewiesen. Auf die Beru-

fung der Kligerin hat das Landesarbeitsgericht den Beklagten verw

urteilt, an die Kldgerin 1.799,864 DM 2zu zahlen; im ilibrigen hat es

19)1() 19p JI2 ], YONY SIOMUIH

die Klage abgewiesen. Hiergepen hat nur der Beklagte Revision

eingelegt, mit der er sein Ziel der Klageabweisung in vollem Um-

fang weiterverfolg

Entsegcheidungsgrinde:
Die Revision ist nicht begrindet.

1. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, der Beklagte sei
verpflichtet, der XKlidgerin fiir den Leistungszeitraum vom 2. Sep-
tember bis zum 30. November 1985 nach den Crundsitzen des Weg-
falls der Geschiftsgrundlage den Betrag von 1.799,64 DM zu zah-
len. Der Heklapgte schulide der Kligerin die FErstattune dieses Be-
trages als seinen Anteil an den von der Hligerin an die Bundes-
anstalt fir Arbeit erbrachten Zahlunzen. Die mit Wirkung vom

1. Januar 1985 in kraft getretene Gesetzesinderung habe zur Fol-
ge, dal fir den Beklagten der Zeitraum des Bezuges von Arbeils-

losengeld nicht am 25, September 1985 geendet, sondern sich his
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zum 25. Mirz 1936 verlingert habe. Der Eintritt der neuen Rechts-
lage sei fiir beide Farteien im Zeitpunkt des Abschlusses des Auf-
hebungsvertrages am 5. Januar 19384 nicht vorhersehbar gewesen.
Der Aufhebungsvertrag sei von den Parteien viﬁlmehr in dem Ver-
trauen geschlossen worden, daB die hestehende Gesetzeslage sich
nicht EZndern werde. Deshalb hidtten die Parteien auch keine Anpas-
sungsverpflichtung in den Aufhebungsvertrag aufgenommen. Eine
sclehe Verpflichtuneg lasse sich auch nicht durch Auslegung ermit-

teln,

Das Landesarbeitsgericht hat als unstreitipg festgestellt,
der Reklagte habe insgesamt 13.721,83 DM mehr vom Arbeitsamt er-
haiten als nach dem Aufhebungsvertrag vorgesehen. Diesen Betrag
miisse die Klédgerin der Bundesanstalt fiir Arbeit erstatten. Setze
man die im Aufhebungsvertrag vereinbarte Abfindung von 46.000,-
DM in Relation zu der Mehrbelastung der Kldgerin, einpgetreten
durch die Gesetzesinderung ab 1. Januar 1985, so ergebe sich, dai
die Mehrbelastung etwa 20 % der Abfindungssumme ausmache. Dies
bedeute eine schwere fguivalenzstdrung des Aufhebungsvertrages,
die durch Anpassung beseitigt werden misse. In Betracht komnme
dafir allerdings nur der Zeitraum vom 26, September bis zum
30. November 1985, fiir den die Kligerin nach ihrem unbestritten
gebliebenen Vortrag 4.490,10 DM an das Arbeitsamt zusitzlich ge-
zanlt habe, Hiervon misse der Beklagte zwei Finftel, nidmlich
1.795,64 DM, tragen. Die durch den Aufhebunesvertrag der Klidgerin
tatsfichlich verursachten Kosten hidtten zu einer Besserstellung
des Beklagten in Cestalt von 108 % bzw. 111 % seines fritheren

Arbeitseinkommens bei der Xlidgerin gefiihrt., Fin Anteil des Be-
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klagten von zwei Fiinft an der zusidtzlichen Leistung der Klége-
rin an das Arbeitsamt filhre seine (esamtbezlige lediglich auf
10C % seines fiktiven Arbeitseinkommens im gleichen Zeitraum zu-

riick. Das erscheine als billiger Ausgleich der von beiden

Farteien zu tragendean Risiken,

Die hiergegen gerichteten Aneriffe der Revision bleiben

ohne BErfolg.

IT. Die Geschiftsgrundlaege flir den Abfindungsvertrag ist durch

spitere Gesetzesdnderung teilweise entfallen.

19)1() 19p JI2 ], YONY SIOMUIH

1. Geschdftsgrundlage sind die bei AbschluB des Vertrages zu
Tage getretenen, dem anderen Teil erkennbar gewordenen und von
ihm nicht beanstandeten Vorstellungen einer Partei oder die ge-
meinsamen Vorstellungen beider Parteien vom Vorhandensein oder
dem kinftigen Eintritt gewisser Umstinde, sofern der Geschidfts-
wille der Parteien hierauf aufhaut {(vegl. statt vieler BAGE 52,
273, 276 = AP Nr. 7 zu § 242 BGE Geschiftsgrundlage, zu 2 b der
Grinde, mit zahlreichen weiteren Nachweisen). Bei gegenseitigen
Vertrdgen ist in der Regel die Vorstellung der Parteien ven dar
Gleichwertigkeit von Leistung und Gegenleistung Geschdftsgrund-
lage. Zu den Umsténden, die zu einer Stdrung des lguivalenzver-
hdltnisses filhren kdnnen, gehdren auch snitere, in dieser Form

nicht erwartete Gesetzesidnderungen (vgl. nur BAG Urteil vom O,

5 w» 2 AZR B46/82 - AP Nr. 6 zu § 1 BetrAVG AblSsung, be-

A

Juli 198
sonders zu [ 2 b (2) der Grinde, m., w., N.). Fehlt es in einem

solchen Fall an besonderen Vorsehriften und fdllt die Stdrung
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nicht ausschlieBlich in den Risikobereich a&iner Partei, hat nach
den Grundsédtzen des Wepfalls der Geschiftsgrundlage nach Treu und
Glauben eine Anpassung an die neue Rechtslage zu erfolgen, etwa
durch Gewdhrung eines Ausgleichsanspruchs. Allerdings muf die
Kquivalenzst#rung erheblich sein. Unwesentliche fnderungen blei-

ben aufier Betracht,

2. In vorltiegendem Fall ist durch eine spitere Gesetz nderung

eine Stérung im Kquivalanzverhﬁlﬁnis zwischen der wvon den Par-

teien bei Vertragsabschluf vorgestellten Leistungs- und Gegenlei-

stungslage eingetreten. Der Beklagte hat durch weitere Leistunegen

des Arbeitsamts ungefihr 30 %2 mehr an Gegenwert erhalten als im

1911 I9P I[I_ ], YoNY SIOMUIH

Abfindungsvertrag vorgesehen und vereinbart war. Das hat deswegen
zu einer erheblichen fAguivalenzstdrung gefiihrt, weil die Kligerin
auferund der nachvertraglichen Gesetzesfnderung verpflichtet wur-
de, die zusdtzlich in das Vermdgen des Beklagten geflossene Lei-

stung der Bundesanstalt fir Arbeit zu erstatten.

1. TDurch den teilweisen Wegfall der Geschdftsgrundlage ist ein

Ausgleichsanspruch der Kligerin entstanden.

Iie Parteien haben die Leistungen des Arbeitsamtes hei Ab-
schluB des Abfindungsvergleichs als festen Berechnungsposten ein-
gesetzt und sind auf diece Weise zu Leistungen an den Beklagten
in HBhe von 85 % seines Nettolohnes gelangt. Durch die weiteren
Zahlungen des Arbeitsamtes ist der Beklasgte auf einen Satz von
108 % bzw. 111 % seines Mettolohnes gekommen. Da dies letztlich

auf Kosten der Kligerin geschehen ist, steht dieser ein Ansoruch
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P -
auf Ausgleich zu. Ein solcher kann niecht darin gefunden werden

daf die Klipgerin an der Vernflichtung festegehalten wird, die z2u-
sdtzlichen Leistunger an Arbeitsiosengeld fiir den Beklagten ale
lein zu tragen. Andererseits kann vom Beklagten nicht erwartet
werden, die durch Gesetz eingefihrte Verpflichtung der Kliagerin

seinerseita zu bernehuen.

Das Landesarbeitsgericht ist zu den Ergebnis gelangt, der
RBeklagte habe die Belastungen der Kligerin in dem Umfang auszu-
gleichen, daf er so gestellt werde, wie wenn er 100 % seines
Hettoeinkommens bis zum Eintritt in den vorgezogenen Ruhestand
weiter erpalten hitte. Dieses Ergebnis terlicksichtigt die beider-
gseitigen Interessen und ist revisionsrechtlich nicht zu bean-

standen,

IV. Da der Beklapte im Zeitpunkt des Wesfalls der Geschifts-

5 susgeschieden

5..@«

grundlage schon lange aus dem Arbeitsverhditn
war, kommbt eine Betelligung der Betriebsvertretung (hier wohl des
Konzernbetriebsrats) an dem Verlangen der Kldperin aul fnpassung
nicht in Betracht,

V. Per Anpassungsanspruch der Kldgerin wird von der Verfalle
klausel des § 17 Nr. 2 I und 111 des Manteltarifvertrages f[iir die
gewerblichen Arbeitnehmer der Baverischen Metallindustrie vom

1. Dezember 1973 (MTV) nicht erfaht. Dansch verfallen alle {libri-

gen Anspriiche (neben den Anspriichen auf Zuschlidge) innerhalb von
drei Monaten nach ihrer Filligkeit. Bei dewm Anspruch der Klidgerin

handelt es sich jJedoch nicht um einen Anspruch aus denm Arbeliis-
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vertrag coder den

spriche aus dem

gasetzliichen Anspriiche, clohe die Arbeitsvertragsparteien auf-

Rechtsstellung

pegeneinander haben {(vel. ,odr0, LS = AP Hr, 7 zu
£ 511 BGRB Gehaltsans 2 b o Grinde). Bel der-
wrtig dnsoriichen sind des itsvaertrages Gliu-
s urid Schuldner, Angprue sieh immer gegen den

-y

Aarbeitegebesr oder gepen Arbeitnehmer in aben dieser BEigen-

spruch entstanden lan;

sehalt, Dagegen ist vorliegend

nachden die Parteien ihre arbe

e

' Beziehungen durch

Aufhebungsvertrag beendet hatten. Entstehungsgrund war eine spi-

S[19)1() 1P I ], YINY SIDMUTH

x.

tere Gegevzesdnderung.

sruchs der Klidperin izt daber nicht das

Gegetzesinderung ergebends

Rechtslage. DaB der Klageanspruch in einem logischen Zusammenhaug

mit denm friheren Arbeitsy

clagten steht, verleint

YUIN ‘3 B8 §§ YOBU YuRqUaYER(] S[E purs Sunjuuur

ihm noeh nicht den Cha
2
fih %
g
2
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	Im Mamin des Volkes!

	Vorsitzenden Richter Prof. Dr. Thomas,

	(BGBl. I S. 1713) wurde der Anspruchszeiträum für den Bezug von Arbeitslosengeld von 12 auf 18 Monate verlängert. Aufgrund dieser

	Aufhebungsverträges davon ausgegangen, daß ein

	Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Er hat vorgetragen, ein Rückforderungsanspruch stehe der Klägerin nicht

	9

	auf Ausgleich zu. Ein solcher kann nicht darin gefunden werden,

	IV.	Da der Beklagte im Zeitpunkt des Wegfalls der Geschäftsgrundlage schon lange aus dem Arteitsverhä]tnis ausgeschieden

	war» kommt eine Beteiligung der Betr1ebsvertretung (hier wohl des Konzernbetriebsrats) an dem Verlangen der Klägerin auf Anpassung

	n i. c h t i n B e t r a c h f.

	V.	Der Anpassungsanspruch der Klägerin wird von der Verfall- klausel des § 17 Nr. 2 I und III des Manteltarifvertrages für die gewerblichen Arbeitnehmer der Bayerischen Metallindustrie vorn

	^s'iiche aus dev Arix- i : > > • • n > *; t. 1 ■;	*<i	alle vertraglichen und



